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A. Einführung 

I. Ziel und Vorgehensweise der Arbeit 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, den Inhalt und den Umfang des völker­
rechtlich gewährten Minderheitenschutzes aufzuzeigen. Bei einer Darstellung des 
geltenden Minderheitenschutzrechts sind vor allem vier Kernfragen zu unter­
suchen: 

• die rechtliche Definition einer Minderheit, einschließlich der Frage ihrer Völker-
rechtssubjektivität; 

• der Rechtscharakter des Minderheitenschutzes; 

• der individual- oder kollektivrechtliche Ansatz des Minderheitenschutzes; 

• und schließlich der grundSätzliche Gehalt des Minderheitenschutzrechts, einge­
schlossen die Frage, inwiefern es über einen (negativen wirkenden) Freiheits­
und Diskriminierungsschutz hinaus um die Verbürgung staatlicher Leistung (sta­
tus positivus) geht. 

Die systematische Aufzeichnung des Minderheitenschutzrechts wird dadurch er­
schwert, daß die verschiedenen völkerrechtlich als schutzwürdig geltenden, durch 
bestimmte ethnische, sprachliche oder religiöse Merkmale gekennzeichneten 
Personengruppen nicht immer klar voneinander abzugrenzen sind. Hier ergibt sich 
vor allem die Frage der Abgrenzung: Minderheit und Volk, Minderheit und indi­
genes Volk. Insofern sie Bedeutung für den gegenwärtigen Minderheitenschutz 
haben, werden eine Jahrhunderte dauernde Praxis völkerrechtlichen Minderheiten­
schutzes sowie Entwicklungen im Rahmen der UN zum Schutz aller dieser Per­
sonengruppen geschildert. 

Es werden folgende Arbeitsbegriffe verwendet: 

• als Minderheiten sind völkerrechtlich als schutzwürdig geltende, durch be­
stimmte ethnische, sprachliche oder religiöse Merkmale gekennzeichnete Per­
sonengruppen zu verstehen; 

• als Völker sind die Personengruppen bezeichnet, die ein Gemeinschaftsbewußt­
sein, sowie einen starken territorialen Bezug und andere objektive Merkmale 
aufweisen; und 

• als indigene Völker sind nichtherrschende Personengruppen zu verstehen, die 
historische Kontinuität mit präkoloniaIen Gesellschaften aufweisen, sowie eine 
starke Bindung an ihre Stammesterritorien. 
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In der Völkerrechtsentwicklung wurden in erster Linie Völker als Träger des 
Selbstbestimmungsrechts anerkannt und die Verwirklichung des Selbstbestim­
mungsrechts in der unabhängigen Staatlichkeit gesehen (die sogenannte externe 
Selbstbestimmung). Zusätzlich zur externen Selbstbestimmung sind auch innere 
Facetten des Selbstbestimmungsrechts anerkannt worden. Bei der inneren Selbst­
bestimmung handelt es sich um Verwirklichungsformen. die die Einheit und die 
territoriale Integrität des bisher gemeinsamen Staates bewahren und gleichzeitig 
den Bedürfnissen innerstaatlicher Bevölkerungsgruppen auf die Erhaltung eines 
gewissen Eigenlebens nachkommen; in erster Linie handelt es sich um die Gewäh­
rung der Autonomie. 

Aufgrund der in der Nachkriegszeit herrschenden Ansicht. der allgemeine 
Schutz der Menschenrechte hätte den Minderheitenschutz ersetzt. wird die 
Eingrenzung der Arbeit weiter erschwert. Die Vereinten Nationen verfügen über 
kein einheitliches Vertragswerk zum Minderheitenschutz. sondern über ein aus 
verschiedenen Maßnahmen. lose zusammengesetztes Minderheitenschutzsystem. 
In einem einzigen Vertragsartikel haben die UN-Mitgliedstaaten sich auf eine 
Schutzbestimmung zugunsten ethnischer. religiöser und sprachlicher Minderhei­
ten einigen können (Art. 27 des Internationalen Pakts über bürgerliche und politi­
sche Rechte). Der restliche Schutz ist in verschiedenen Instrumenten enthalten. 
deren persönlicher Geltungsbereich breiter als Art. 27 angelegt sind und über den 
Umfang des speziellen Schutzes in Art. 27 hinausreicht. Artikel 27 steht hier 
zwar im Mittelpunkt. Bestimmungen zum Schutz vor Völkermord. zur Verhütung 
der Diskriminierung und zur Gewährleistung des Genusses der allgemeinen 
Menschenrechte und Grundfreiheiten sind aber auch zu berücksichtigen. Obwohl 
diese anderen Komplexe in erster Linie für die Sicherung der physischen Exi­
stenz von Minderheiten beziehungsweise für die diskriminierungsfreie Wahrnah­
me der Menschenrechte durch alle Individuen von Bedeutung sind I. ergänzen sie 
den in Art. 27 gewährten Schutz. Der von ihnen fixierte. "flankierende" Schutz 
kommt auch Minderheiten zugute; eine scharfe dogmatische Trennung ist nicht 
möglich. 

n. Historische Zusammenhänge und Ansatzpunkte 

I. Individual- und kollektivrecbtllcbe Betracbtungsweisen 

In der Gestaltung des völkerrechtlichen Schutzes minoritärer Gruppen in eth­
nisch. religiös oder sprachlich anders beherrschten Staaten haben zwei grundsätz­
liche Betrachtungsweisen eine Rolle gespielt. 

I Vgl. T. Ansbach/W. Heinlze, Selbstbestimmung und Verbot der Diskriminierung im Völ­
kerrecht. Berlin(Ost) 1987. 26f.; F. Ermocora, Der Minderheitenschutz in der Arbeit der Ver­
einten Nationen. Wien/Stuttgart 1964. S. 101; ders., Der Minderheitenschutz im Rahmen der 
Vereinten Nationen. Wien 1988. S. 80.89; Wolff, 1990. S. 7. 
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Nach einer individualrechtlichen Betrachtungsweise wird die Minderheit als 
Summe einzelner, durch Gesinnung und Lebensumstände verbundener Menschen 
betrachtet. 2 In erster Linie sind die einzelnen Angehörigen der Minderheit zu 
schützen, die Gruppe eventuell gleichsam mitgeschützt. Nach dieser Betrachtungs­
weise wird der Minderheitenschutz als Konkretisierung des Schutzes der allgemei­
nen Menschenrechte verstanden. Verboten wird die Diskriminierung individueller 
Minderheitenangehörigen im Genuß ihrer Freiheitsrechte und ihrer aktiven staats­
bürgerlichen Rechte sowie in positiven staatlichen Leistungen zur Gewährung 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte. Über diese Nichtdiskriminierung 
hinaus ist einzelnen Angehörigen eine gewisse Sonderbehandlung zu gewähr­
leisten, eventuell durch Möglichkeiten für den Gebrauch ihrer Sprache und den 
Unterricht in ihrer Sprache, sowie durch Maßnahmen, um ihre kulturelle Identität 
pflegen zu können. 

Nach einer kollektivrechtlichen Betrachtungsweise wird die Minderheit als eine 
überwiegend durch objektive Merkmale bestimmte, überindividuelle Einheit 
verstanden. Die Gruppe in ihrer Gesamtheit wird in den Vordergrund gerückt. Ziel 
des Minderheitenschutzes ist es, Minderheiten ein Eigenleben zu gewähren, unter 
Umständen durch den Schutz ihrer wirtschaftlichen Aktivitäten, die Anerkennung 
ihres Siedlungsraums und die Zuerkennung bestimmter politischer Kompetenzen. 
Die Beziehungslinien zwischen dem kollektivrechtlich aufgefassten Minderheiten­
schutz einerseits und dem Selbstbestimmungsrecht der Völker und dem in statu 
nascendi Regime zum Schutz indigener Völker anderseits treten besonders deutlich 
hervor. 

In der völkerrechtlichen Behandlung andersartiger Gemeinschaften sind beide 
Auffassungen zu finden. 3 In den zwischen dem Wiener Kongreß und dem Ersten 
Weltkrieg abgeschlossenen Minderheitenschutzverträgen wurde nicht nur die 
Glaubensfreiheit individueller Angehöriger religiöser Minderheiten gewährleistet, 
sondern häufig auch die politische Autonomie nationaler Minderheiten. Das Min­
derheitenschutzsystem nach dem Ersten Weltkrieg war von der individualistischen 
Auffassung geprägt, obwohl einige nationale Minderheiten mit einem gewissen 
Maße an Autonomie ausgestattet wurden. In der deutschsprachigen Literatur der 
dreißiger Jahre wurde die Idee der Minderheit als eine durch Abstammung ge­
prägte organische Gemeinschaft wieder geltend gemacht.4 Nach dem Zweiten 

2 G. Dahm, V6lkerrecht, Bd. 1, Stuttgart 1958, S. 395. 

3 Dahm, Bd. I, 1958, S. 395 f. 
4 Dahm, Bd. 1, 1958, S. 396. Diese Betrachtungsweise wurde auch im nationalsozialisti­

schen Schrifttum vertreten; z. B. H. Keller. Das Recht der V6lker, Berlin 1938, S. 122ff.; 
G. Wall. Neue Grundlagen des Volksgruppenrechts, ZVR, Bd. 23, 1939, S. 130ff.; T. Veiter. 
Nationale Autonomie, Wien/Leipzig 1938, S. 43ff.; G. Wall. V61kerrechtsordnung und 
Nationalsozialismus, München 1942, S. 105ff.; allgemein zum Thema nationalsozialistischer 
V61kerrechtslehre E. Bristler. Die V61kerrechtslehre des Nationalsozialismus, Zürich 1938; 
D. Vagts, International Law in the Third Reich, AJIL, Bd. 84, 1990, S. 661 ff.; R. Wolfrum, 
Nationalsozialismus und V6lkerrecht, in F. Säcker (Hrsg.), Recht und Rechtslehre im Natio­
nalsozialismus, Baden-Baden 1992, S. 89ff. 
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